Sehr geehrtes Gesundheitsamt/Ordnungsamt/Landratsamt, (wer geschrieben hat)

bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom …Datum…nehme ich wie folgt Stellung.
Oder
bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom …Datum…, mit Az.: …Aktenzeichen…, nehme ich wie folgt Stellung.
Unter § 20 Abs. 9 Satz 1 IfSG ist zu entnehmen,
1. eine Impfdokumentation nach § 22 Absatz 1 und 2 oder ein ärztliches Zeugnis, auch in Form einer Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, darüber, dass bei ihnen ein nach den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht.
Unter § 20 Abs. 9 Satz 2 und Satz 3 IfSG ist zu entnehmen,
2. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder
3. eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 bereits vorgelegen hat.
Wie Sie selber in Ihrem Schreiben erwähnen wurde Ihnen ein Attest am …Datum aus Schreiben… nach § 20 Abs. 9 Satz 2 IfSG vorgelegt.
Allerdings schreiben Sie auch, dass es sich um ein streitiges Attest handeln soll.
[bookmark: _GoBack]Wenn Sie es als streitig ansehen obliegt die Beweisführung Ihnen und Sie müssen begründen warum es für Sie streitig ist.
Daher fordere ich Sie auf mir schriftlich Ihre Begründung mitzuteilen.
Es genügt sehr wohl bei Kontraindikationen den Gesetzestext zu wiederholen, da das IfSG selber nur von Kontraindikationen schreibt aber Kontraindikationen nirgendwo klar beschrieben und definiert sind.
Bitte teilen Sie mir schriftlich mit wo im IfSG genaue Kontraindikationen erfasst sind.
Jeder Mensch ist individuell und daher reagiert auch jeder Mensch anders auf eine Impfung. Es gibt Menschen denen macht eine Impfung kaum Probleme, aber, es gibt auch Menschen bei denen eine Impfung erhebliche Kontraindikationen, wie lebensbedrohliche allergische Reaktion (siehe Beipackzettel Priorix), auslösen und das dadurch auch Menschen versterben können.
Es ist daher unmöglich Kontraindikationen abschließend zu definieren und festzulegen.
Wenn also ein Arzt einen Patienten untersucht und auf Grund seiner Erfahrung zu der Meinung kommt, dass jemand nicht geimpft werden darf, so entscheiden dann die Sorgeberechtigten, nach Art. 2 Grundgesetz, ob sie ihr Kind impfen lassen oder nicht.
Wie auch ein Verwaltungsgericht ein Zwangsgeld zurückweist und dazu Stellung nimmt:
„Durch die Zwangsmittel komme es nicht zu einem Impfzwang, denn die Vorlagepflicht sei nicht darauf gerichtet, zwingend eine Impfung nachzuweisen“.
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshofs vom 21.09.2023, 20 CS 23.1432 nimmt dazu wie folgt Stellung:
„Das Gewicht des Eingriffs in Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG wird nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch dadurch abgemildert, dass die Nachweispflicht die Freiwilligkeit der Impfentscheidung der Eltern als solche nicht aufhebe und diesen damit die Ausübung der Gesundheitssorge für ihre Kinder im Grundsatz belasse. Die Nachweispflicht ordnet keine mit Zwang durchsetzbare Impfpflicht an (vgl. auch § 28 Abs. 1 Satz 3 IfSG). Vielmehr verbleibt den für die Ausübung der Gesundheitssorge zuständigen Eltern im Ergebnis ein relevanter Freiheitsraum (vgl. zum verbleibenden Freiheitsraum auch BVerfG, B.v. 27.4.2022 – 1 BvR 2649/21 – juris Rn. 209, 221, 232). Sorgeberechtigte Eltern können auf eine Schutzimpfung des Kindes verzichten“.
Ich erwarte von Ihnen mir bis zum ...Datum 8 Tage später als dieses Schreiben..., bis 18 Uhr eintreffend, Ihre Zweifel mit Begründung zukommen zu lassen.
Auch erwarte ich von Ihnen mir eine anfängliche Liste von Kontraindikationen zukommen zu lassen. Eine Liste von Kontraindikationen kann nur einen kleinen Teil von Kontraindikationen auflisten, da ständig neue Kontraindikationen dazukommen können. Eine Liste von Kontraindikationen kann daher nie abschließend sein.
Ich als Sorgeberechtigte behalte mir daher das Recht vor selber zu entscheiden ob ich mein Kind impfen lasse oder nicht (siehe Urteil Bayerischer Verwaltungsgerichtshof).
Nachweise habe ich erbracht, wie Sie ja in Ihrem Schreiben bestätigen, jedoch akzeptieren Sie diese nicht. Die Ablehnung meiner Nachweise müssen Sie mir aber genau begründen, es langt nicht nur einen Gesetzestext zu zitieren.
Da ich Nachweise erbracht habe beantrage ich ein Bußgeldverfahren gegen mich nicht zu eröffnen.

Mit freundlichen Grüßen
